Deutscher Bundestag 
2. Wahlperiode 
1953 


Drudisache 


Antrag 

der Fraktion des GB/BFIE 


Der Bundestag wolle beschließen: 

Entwurf eines Vierten Gesetzes 

zur Änderung des Lastenausgleidisgesetzes 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des 
Bundesrates das folgende Gesetz beschlossen: 

Artikel 1 

Änderung des Lastenausgleichsgesetzes 

Das Gesetz über den Lastenausgleich (La- 
stenausgleichsgesetz — LAG) vom 14. August 
1952 (Bundesgesetzbl. I S. 446) wird wie folgt 
geändert und ergänzt: 


1. In § 245 Nr. 3 werden die Sätze 2 und 3 
gestrichen, 

2. § 246 Abs. 1 erhält folgende Fassung: 

„(1) Die Hauptentschädigung bemißtsidi 
nach einem Grundbetrag, dessen Höhe 
von dem zugunsten des unmittelbar Ge- 
sdiädigten erredineten Schadensbetrag ab- 
hängt; es entspricht 


einem Schadensbetrag von 
(in Reichsmark) 


ein Grundbetrag von 
(in Deutscher Mark) 


500 

bis 

800 



100 V. H. 





801 

bis 

1 800 

800 

+ 

75 V. H. 

des 

800 RM 

übersteigenden 

Betrages 

1 801 

bis 

2 600 

1 575 


60 V. H. 

des 

1 800 RM 

übersteigenden 

Betrages 

2 601 

bis 

5 000 

2 055 

+ 

45 V. H. 

des 

2 600 RM 

übersteigenden 

Betrages 

5 001 

bis 

10 000 

3 135 

+ 

30 V. H. 

des 

5 000 RM 

übersteigenden 

Betrages 

1 0 001 

bis 

20 000 

4 635 

+ 

20 V. H. 

des 

10 000 RM 

übersteigenden 

Betrages 

20 001 

bis 

60 000 

6 635 

4- 

10 V. H. 

des 

20 000 RM 

übersteigenden 

Betrages 

60 001 

bis 

110 000 

10 635 

-1- 

8 V. H. 

des 

60 000 RM 

übersteigenden 

Betrages 

110 001 

bis 

480 000 

14 635 


6 V. H. 

des 

110 000 RM 

übersteigenden 

Betrages 

480 001 

bis 

700 000 

36 835 

-r 

4 v.H. 

des 

480 000 RM 

übersteigenden 

Betrages 

700 001 

bis 

2 000 000 

45 635 

-i- 

3 v.H. 

des 

700 000 RM 

übersteigenden 

Betrages 

über 

2 000 000 

84 635 


2 V. H. 

des 

2 000 000 RM 

übersteigenden Betrages“ . 


Absatz 2 wird gestrichen; Absatz 3 wird 
Absatz 2. 

3. Nach § 249 wird folgender § 249 a einge- 
fügt: 

4 249 a 

Altsparerzuschlag 

(1) Soweit die Hauptentschädigung für 
Abgeltung von Verlusten an Geldan- 


sprüchen (§12 Abs. 1 Nr. 2 c und d, § 14) 
gewährt wird, die Sparanlagen (§ 2 des 
Altsparergesetzes — Bundesgesetzbl. 1953 
I S. 495 — ) sind und die dem unmit- 
telbar Geschädigten oder einem Rechts- 
vorgänger (§ 3 des Altsparergesetzes) 

schon bei Beginn des 1. Januar 1940 zu- 
gestanden haben, wird wegen dieser An- 
sprüche ein zusätzlicher Grundbetrag (Alt- 
sparerzuschlag) gewährt. Dieser beträgt 
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bei Sparanlagen, die nach den im Bundes- 
gebiet geltenden Umstellungsvorschriften 
im Verhältnis 100 : 10 umzustelkn gewe- 
sen wären, 10 vom Hundert der schon 
am 1. Januar 1940 bestehenden Spar- 
anlage, bei Sparanlagen, die im Verhältnis 
100 : 6,5 umzustellen gewesen wären, 13,5 
vom Hundert der schon am 1. Januar 
1940 bestehenden Sparanlage. 

(2) Der Altsparerzuschlag ist in den Fal- 
len ides § 247 nach dem Verhältnis der 
Erbteile aufzuteilen. Die §§ 248 und 249 
finden auf ihn keine Anwendung. Er 
wird, sofern der Schaden nach dem Fcst- 
stellungsgesetz festgestellt ist, audi ge- 
währt, wenn der Grundbetrag in Aus- 
wirkung der Vorsdiriften des § 245 Nr. 3 
in Verbindung mit § 246 oder des § 249 
nidit gewährt wird. 

(3) Als bei Beginn des 1. Januar 1940 
bestehende Sparanlagen gelten, sofern 
nidit der Gesdiädigte den Nadiweis eines 
höheren Betrages führt, 

1. Spareinlagen, Postspareinlagen und 

Bausparguthaben mit 20 v. H., 

2. Pfandbriefe, Rentenbriefe, Sdiiffspfand- 

briefe und Kommunalschuldverschrei- 
bungen mit 80 V. H., 

3. Industrieobligationen mit 50 v. H., 


4. Ansprüche aus Lebensversicherungsver- 
trägen mit 60 V. H., 

5. sonstige privatrechtliche Ansprüche, die 
durch Hypotheken, Grundschulden 
oder Rentensdiulden gesichert waren, 
mit 100 V. H. des Betrages der Reichs- 
marksparanlage.“ 

4. In § 344 wird der zweite Halbsatz vom 
Worte „jedoch“ an gestrichen. 

Artikel 2 
Anwendung in Berlin 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 12 
Abs. 1 und des § 13 Abs. 1 des Dritten Über- 
leitungsgesetzes vom 4. Januar 1952 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 1 auch im Lande Berlin. 

Artikel 3 

Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner 
Verkündung mit Wirkung vom Inkrafttreten 
des Lastenausgleichsgesetzes (§ 375) in Kraft. 

Bonn, den 1. Dezember 1953 

Kassier und Fraktion 



